
D
er Verein gegen Tierfabriken und 
Swissveg blasen zum Halali 
gegen die Agrarsubventionen des 

Bundes. Der Verein des Thurgauer Tier­
schützers Erwin Kessler und die grösste 
Interessenvertretung vegetarisch und 
vegan lebender Menschen in der 
Schweiz haben bei der Geschäfts­
prüfungskommission (GPK) des Natio­
nalrats einen Vorstoss eingereicht. Titel 
des Vorstosses, der dem Beobachter vor­
liegt: «Gefährdung der Volksgesundheit 
unter Missbrauch von Subventionen». 

Ungesund. Die Organisationen pran­
gern die landesweite Proviande­Werbe­
kampagne für Schweinefleisch an. Da­
rin behauptet die Branchenorganisa­
tion der Schweizer Fleischwirtschaft, 
dieses Fleisch sei gesund. Und das, 
obwohl die Weltgesundheitsorganisa­
tion (WHO) rotes Fleisch als «wahr­
scheinlich krebserregend» einstuft. In 
der Eingabe wird auch auf das Bundes­
amt für Lebensmittelsicherheit und 
Veterinärwesen verwiesen, das den 
hohen Fleischkonsum in der Schweiz 
aus gesundheitlicher Sicht kritisiert. 
Zudem sei bekannt, dass die Fleisch­
produktion sehr stark zur Klimaerwär­
mung beitrage und die Umwelt belaste.

Ein höherer Fleischkonsum ver­
schlechtere die Volksgesundheit und 

gefährde die Umwelt, schreiben die bei­
den Organisationen. Es sei nicht Auf­
gabe des Bundes, dafür zu sorgen, dass 
noch mehr Fleisch konsumiert werde. 
Der Nationalrat wird aufgefordert, das 
Landwirtschaftsgesetz entsprechend 
zu ändern. Für Fleischwerbung sollen 
in Zukunft keine öffentlichen Gelder 
mehr eingesetzt werden.

Sechs Millionen. Der Fleischabsatz wird 
mit etwa sechs Millionen Franken jähr­
lich subventioniert, gestützt auf das 
Landwirtschaftsgesetz. Heinrich Bucher, 
Direktor von Proviande, sieht der Debat­
te gelassen entgegen. Fleisch sei für eine 
ausgeglichene Ernährung unbestritten. 
Eine parlamentarische Initiative, die die 
Streichung der Werbe subventionen ge­
fordert hatte, sei vor zwei Jahren vom 
Nationalrat abgelehnt worden.

GPK­Präsidentin Doris Fiala zwei­
felt, dass die sechs Millionen Franken 
viel ausrichten können – bei insgesamt 
93 Millionen Franken Produktions­ und 
Fördermassnahmen an die Viehwirt­
schaft. Zudem liege die erste Verant­
wortung beim aufgeklärten Konsu­
menten. Als Beirätin des Konsumen­
tenforums empfehle sie den Kon­
sumentinnen und Konsumenten, 
masszuhalten oder auf rotes Fleisch  
zu verzichten. MARK BAER

BUSSE. Als Roger Branden­
berger zu seinem Auto zurück­
kehrte, fand er eine Busse vor. 
Ein Mitarbeiter der Funkwache, 
die im Auftrag von Privateigen­
tümern Parkplätze kontrolliert, 
hatte sie gerade deponiert. Der 
VW sei zu lange auf dem Park­
platz im Zürcher Kreis 11 gestan­
den, Kosten: 50 Franken. Dabei 
hatte Brandenberger nach sei­
ner Sitzung eigens auf die Uhr 
geschaut – er war pünktlich.
Das Rätsel löste sich beim Blick 
auf die Busse. Ausgestellt wor­
den war sie um 12.33 Uhr, Bran­
denbergers Uhr zeigte aber erst 
12.29 Uhr. Tatsächlich ging die 
Parkuhr elf Minuten vor. 
Brandenberger beschwerte sich 
noch am selben Tag bei der 
Funkwache, wurde um Geduld 
gebeten und hörte dann lange 
nichts. «Während dieser Zeit 
ging die Parkuhr weiterhin vor. 
Wahrscheinlich verteilte die 
Funkwache seelenruhig unge­
rechtfertigte Bussen, obwohl sie 
vom Fehler wusste», vermutet 
Brandenberger. 

Bekanntes Problem. Nach 
 einer Woche reklamierte Bran­
denberger bei der Stadt Zürich. 
Sie reagierte prompt und klärte 
den Fall ab. «Parkuhren ohne 
Onlineverbindung haben einen 
Zeittakter. Dieser kann über 
 Monate hinweg mehrere 
Minuten von der korrekten Zeit 
abweichen.» Es könne durchaus 
sein, dass auch andere Parkuh­
ren betroffen sind. Diese würden 

in der Regel bei der 
Leerung geprüft. 
«Aufgrund des ak­
tuellen Vorfalls haben 
wir alle Hauswarte 
 informiert und ange­
halten, die Parkuhren 
 regelmässig, das 
heisst alle zwei bis 
drei Monate, zu 
 kon trollieren und falls 

nötig zu justieren.» Die Funk­
wache AG hat Roger Bran­
denbergers Busse inzwischen 
storniert. JASMINE HELBLING

Wenn die 
Parkuhr 
falsch tickt

Schweinefleisch gilt gemäss 
WHO als «wahrscheinlich 

krebserregend». 

GESUNDHEIT. Zwei Organisationen verlangen, dass der Bund 
Werbung für Schweinefleisch nicht mehr subventioniert.

Gegen Werbung  
für rotes Fleisch
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